
Nach der schlimmsten Hitzewelle in der Geschichte Europas
fordern mehr als 170 religiöse Organisationen, die 33,1 Millionen
Europäer vertreten, zu Beginn der irischen EU-Ratspräsidentschaft
entschlossene Klimaschutzmaßnahmen

Während Frankreich, Deutschland, Polen, Dänemark, die Slowakei und die
Tschechische Republik die heißesten Tage seit Beginn der Aufzeichnungen
verzeichnen und die Gewinne der fossilen Brennstoffindustrie auf 22 Milliarden Dollar
steigen, schließt sich eine große Koalition religiöser Gruppen mit der
Zivilgesellschaft, Arbeitnehmer*innen und Bischöfen zusammen, um die künftige
EU-Ratspräsidentschaft dazu aufzufordern, die Verursacher zur Kasse zu bitten und
einen gerechten Übergang weg von fossilen Brennstoffen voranzutreiben.

BRÜSSEL / DUBLIN — Zu Beginn der rotierenden EU-Ratspräsidentschaft Irlands am 1.
Juli hat eine rasch wachsende europäische Koalition einen eindringlichen moralischen
Appell an die Staats- und Regierungschefs der EU gerichtet. Die Kampagne „Europa, bleibe
unserem gemeinsamen Haus treu (Europe, Be Faithful for Our Common Home)“ wird
mittlerweile von über 170 religiösen Organisationen unterstützt, die eine beispiellose
gemeinsame Koalition in 20 EU-Mitgliedstaaten bilden.

Diese Koalition vertritt mehr als 33,1 Millionen europäische Bürger*innen und verfügt damit
über ein enormes kollektives Gewicht, das von 600.000 Mitgliedern männlicher
Ordensgemeinschaften über die Stimme von 1,5 Millionen Frauen der „Andante European
Alliance of Catholic Women’s Organisations“ bis hin zum Zentralkomitee der deutschen
Katholiken (ZdK) reicht, das 19,2 Millionen Katholik*innen in Deutschland vertritt, sowie
Dutzende bedeutender nationaler und internationaler Netzwerke wie die „Laudato
Si’“-Bewegung, Caritas Europa, CIDSE, JESC, Justice & Peace Europe, Pax Christi
International, die Internationale Katholische Pfadfinderkonferenz (ICCS), ACLI, Trocaire und
Christian Aid Ireland.

Ein entscheidender politischer Wegpunkt: die irische EU-Ratspräsidentschaft

Die zunehmende Dynamik der Kampagne fällt mit einem entscheidenden politischen
Moment zusammen. Irlands bevorstehende Ratspräsidentschaft (Juli–Dezember 2026)
stützt sich auf drei Hauptsäulen: Wettbewerbsfähigkeit, Werte und Sicherheit.
Glaubensführer*innen argumentieren, dass echte europäische Sicherheit und
Wettbewerbsfähigkeit nicht erreicht werden können, solange der Kontinent strukturell von
volatilen, importierten fossilen Brennstoffen abhängig bleibt.

Die Irische Katholische Bischofskonferenz hat kürzlich auf die Kampagne „Europe Be
Faithful“ hingewiesen. Die Bischöfe erklärten, dass „die bevorstehende
EU-Ratspräsidentschaft auch eine Gelegenheit für Irland darstellt, einen kohärenten Ansatz
zum Schutz unseres gemeinsamen Zuhauses zu fördern und die Abhängigkeit von fossilen
Brennstoffen zu verringern.“

https://docs.google.com/document/d/1sL7_YkvqZSii6i4Bn58TELP9e-yJHbtS0ujvtrF23_U/edit?tab=t.0


Die religiöse Koalition warnt die EU-Spitzenpolitiker*innen davor, zuzulassen, dass die
vorgeschlagenen „Omnibus-Vereinfachungspakete“ zu einer Hintertür für Deregulierung
werden. Zu Beginn der Beratungen über den siebenjährigen EU-Haushalt, den mehrjährigen
Finanzrahmen (MFR), plädiert die Koalition für eine massive Aufstockung der Investitionen
in Energieeffizienz, Elektrifizierung und erneuerbare Energien unter Wahrung der Rechte
indigener Völker und lokaler Gemeinschaften.

Der moralische Kern: Glaube, Hoffnung und Nächstenliebe

Während in Brüssel oft technische und wirtschaftliche Argumente dominieren, bringt die
Kampagne „Europe Be Faithful“ eine starke ethische Stimme ein und vertritt Millionen von
Menschen, die den Umweltschutz als unausweichliche moralische Pflicht betrachten. Diese
Botschaft spiegelt die jüngsten Worte von Papst Leo XIV. auf dem Austrian World Summit
wider, wo er betonte, dass die Umweltkrise „kein isoliertes Thema ist, sondern vielmehr der
ökologische Aspekt der gegenwärtigen sozioökonomischen Krise“ (siehe auch Magnifica
Humanitas 43).

Ausgehend von christlichen Tugenden fordert die Kampagne die europäischen
Entscheidungsträger*innen auf, „sich an die Werte und Prinzipien ihrer Gründer zu erinnern:
den Schutz der Menschenrechte und die Wahrung des Friedens“ und das anzunehmen, was
die Kirche als “zivile und politische Liebe“ definiert – nämlich groß angelegte Strategien zu
entwickeln, um die Umweltzerstörung zu stoppen und die Schwächsten zu schützen. Dieser
moralische Aufruf wird durch das Manifest der Bischöfe des Globalen Südens weiter
untermauert, das den unmittelbaren Verlust von Menschenleben und Lebensgrundlagen
sowie die Notlage schutzbedürftiger Migranten hervorhebt, die vor klimabedingten Krisen
fliehen.

Übergewinne fossiler Unternehmen gegen das Gemeinwohl

Die Forderungen der Kampagne gewinnen an Schärfe, da Millionen Menschen in ganz
Europa von den miteinander verknüpften Klima-, Lebenshaltungskosten- und Energiekrisen
betroffen sind. Erst vor wenigen Tagen, am 17. Juni, mobilisierten Organisationen für Klima-
und Finanzgerechtigkeit vor dem Europäischen Rat in Brüssel, um gegen die
explodierenden Übergewinne der fossilen Brennstoffindustrie zu protestieren. Die sechs
größten Öl- und Gaskonzerne Europas erzielten allein im ersten Quartal 2026 zusammen
Gewinne in Höhe von 22 Milliarden US-Dollar – den höchsten Quartalswert seit 2022.
Eine aktuelle Studie von Global Witness ergab, dass die CO₂-Emissionen aus der
Produktion der EU-Ölkonzerne seit dem Pariser Abkommen weltweit Klimaschäden in
Höhe von schätzungsweise 1,5 Billionen US-Dollar verursachen werden .

Dr. Lorna Gold, Geschäftsführerin des Laudato-Si’-Movement, sagt: „Die vor allem
durch Emissionen aus fossilen Brennstoffen verursachte globale Erwärmung löst in ganz
Europa tödliche Hitzewellen aus, die sich nur noch verschlimmern werden, wenn wir nicht
handeln. Doch es gibt Lösungen, wenn die politischen Entscheidungsträger bereit sind, den
Weg des Mutes, des Friedens und des Gemeinwohls einzuschlagen. Da Irland nun die
EU-Ratspräsidentschaft übernimmt, ist es von entscheidender Bedeutung, dass die
öffentlichen Mittel für Energieeffizienz, Elektrifizierung und erneuerbare Energien im
nächsten EU-Haushalt massiv aufgestockt werden. Große Umweltverschmutzer müssen für

https://repositorio.celam.org/files/original/3288/Iglesia_Sur_Global_manifiesto_ENG.pdf


die von ihnen verursachten Klimaschäden zur Rechenschaft gezogen werden, unter
anderem durch eine dauerhafte Steuer auf die kolossalen Gewinne aus fossilen
Brennstoffen. Wir fordern Irland auf, bei der Abkehr von fossilen Brennstoffen mit gutem
Beispiel voranzugehen und sicherzustellen, dass die EU ihren Gründungswerten treu bleibt,
indem sie Maßnahmen zum Schutz unseres gemeinsamen Hauses ergreift.“

Sean Farrell, Geschäftsführer von Trócaire, sagte: „Gefährdete Gemeinschaften auf der
ganzen Welt sind bereits mit den verheerenden Auswirkungen der Klimakrise konfrontiert,
obwohl sie am wenigsten zu deren Entstehung beigetragen haben. Als historisch großer
CO₂-Emittent muss Europa dafür sorgen, dass fossile Brennstoffe dringend aus dem
Verkehr gezogen werden und dass es seinen gerechten Anteil an der Klimafinanzierung an
diejenigen zahlt, die an vorderster Front von der Krise betroffen sind. Diese Realität zu
ignorieren, wäre nicht nur ein moralisches Versagen, sondern in Zeiten solcher globaler
Instabilität auch unglaublich leichtsinnig.“

Kerstin Wohlfahrt (Christliche Initiative Klimagerechtigkeit e.V.): Die Hitzewelle hat
eindrücklich gezeigt, wie dringend wir aus den fossilen Brennstoffen aussteigen müssen.
Dabei kann eine Steuer auf die durch Iran- und Ukrainekrieg verursachten Übergewinne der
fossilen Konzerne zur finanzierung sozial gerechter Transformation beitragen.”

Dieser vom Glauben geleitete Aufruf steht in direktem Einklang mit den Forderungen der
breiteren Zivilgesellschaft. In einem kürzlich veröffentlichten offenen Brief an die
EU-Spitzenpolitiker*innen argumentierte ein einflussreiches Bündnis aus Gewerkschaften
(darunter industriAll Europe) und Klima-Thinktanks (wie E3G), dass der künftige Wohlstand
Europas davon abhängt, dass diese Krise zur „letzten Krise Europas im Zusammenhang mit
fossilen Brennstoffen“ wird – und zwar durch die Investition öffentlicher Mittel unter strengen
sozialen Auflagen, um faire Löhne und grüne Arbeitsplätze zu gewährleisten.

Vier Sofortmaßnahmen, die von der EU-Führung gefordert werden:
● Ein schneller und gerechter Ausstieg aus fossilen Brennstoffen: Einführung

einer rechtsverbindlichen Strategie für den Ausstieg aus der Kohle bis 2030, aus
Erdgas bis 2035 und aus Erdöl bis 2040, verbunden mit einem sofortigen Verbot
neuer Explorationen nach fossilen Brennstoffen.

● Eine dauerhafte Steuer auf Übergewinne: Einführung einer dauerhaften Steuer auf
die massiven Gewinne von Unternehmen der fossilen Brennstoffindustrie, um die
Energiewende zu finanzieren und schutzbedürftige Haushalte vor der
Lebenshaltungskostenkrise zu schützen.

● Massive Investitionen in saubere Energie und Ressourceneffizienz: Ausweitung
der Investitionen in Energieeffizienz, erneuerbare Energien, Elektrifizierung und
Kreislaufwirtschaft bei gleichzeitiger Förderung der Ressourceneffizienz.

● Klimafinanzierung im EU-Haushalt: Im kommenden siebenjährigen EU-Haushalt
(MFR) sind Menschenwürde und sozialer Gerechtigkeit Vorrang vor
Unternehmensinteressen einzuräumen.

Als historischer Geburtsort der auf fossilen Brennstoffen basierenden Wirtschaft trägt
Europa eine beispiellose Verantwortung, den weltweiten Übergang weg von fossilen
Brennstoffen anzuführen. Zu Beginn der irischen Ratspräsidentschaft, nur wenige Monate



vor der Konferenz zum Ausstieg aus fossilen Brennstoffen, die Anfang 2027 gemeinsam von
Irland und Tuvalu ausgerichtet wird, stellen Millionen gläubiger europäischer Bürger*innen
ihren politischen Führer*innen eine entscheidende ethische Frage und greifen dabei die
Worte von Papst Leo auf: „Gott wird uns fragen, ob wir die Welt, die er geschaffen hat,
gepflegt und bewahrt haben … Wie wird unsere Antwort lauten?“

Medienkontakt Deutschland:

Georg Sauerwein

kontakt@christliche-initiative-klimagerechtigkeit.de

Medienkontakt international:

Maria Chiara De Lorenzo

Notes to the Editor:
● About the Campaign: "Europe, Be Faithful for Our Common Home" is a

pan-European campaign coordinated by the Laudato Si’ Movement and backed by
over 170 Catholic and Christian organizations, representing over 33.1 million citizens
across 20 EU countries. Here is the text of the joint call.

● Data Sources: Corporate earnings data referenced from Q1 2026 financial
declarations. Citizen representation metrics compiled via internal signatory
declarations as of June 2026. Quote references from Pope Leo XIV’s recent
Encyclical Magnifica Humanitas and his address to the 2026 Austrian World Summit.

● Guardian: European heatwave is worst ever and impossible without climate crisis,
scientists say:
https://www.theguardian.com/environment/2026/jun/26/europe-heatwave-impossible-w
ithout-climate-crisis-scientists

● Global Witness: Emissions from EU oil firms' fossil fuel production since the Paris
Agreement is set to cause an estimated $1.5 trillion in climate damages:
https://globalwitness.org/en/press-releases/totalenergies-and-eni-amongst-eu-oil-gia
nts-linked-to-15-trillion-climate-damages-bill/

● Statement of the Summer 2026 General Meeting of the Irish Bishops’ Conference:
https://www.catholicbishops.ie/2026/06/10/statement-of-the-summer-2026-general-m
eeting-of-the-irish-bishops-conference/
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